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- Abschrift -

Arbeitsgericht Hannover 

Urteil 

Im Namen des Volkes! 

Verkündet am: 19.07.2022 

 Genchtsangestellte 
als Urkunasbeamtin der Geschäftsstelle 

1 Ca 126/22 

1 n dem Rechtsstreit 

D 

Prozessbevollmächtigte: 

DGB Rechtsschutz GmbH, Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover 

gegen 

- Kläger-

- Beklagte-

Prozessbevollmächtigte: 

C

hat die 1. Kammer des Arbeitsgerichts Hannover auf die mündliche Verhandlung vom 

19.07.2022 durch die Richterin am Arbeitsgericht  als Vorsitzende sowie den 

ehrenamtlichen Richter Herrn  und die ehrenamtliche Richterin Frau  als Beisitzer 

für Recht erkannt: 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien bis zum

30.04.2022 fortbesteht.

2. Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte zu tragen.















oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur 

Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, als 

elektronisches Dokument zu übermitteln. Gleiches gilt für die nach dem Arbeitsgerichtsgesetz 

vertretungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 46c Absatz 4 

Satz 1 Nummer 2 ArbGG zur Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen 

vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften 

zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich 

danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 

Die Berufungsschrift muss binnen einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung des Urteils 

bei dem 

Landesarbeitsgericht Niedersachsen, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover 

eingegangen sein. 

Die Berufungsschrift muss das Urteil bezeichnen, gegen das die Berufung gerichtet wird und 

die Erklärung enthalten, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde. Ihr soll ferner eine 

Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen Urteils beigefügt werden. 

Die Berufung ist gleichzeitig oder innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils in 

gleicher Form zu begründen. 

Dabei ist bei nicht zugelassener Berufung der Wert des Beschwerdegegenstandes glaubhaft 

zu machen; die Versicherung an Eides Statt ist insoweit nicht zulässig. 

Die für die Zustellung an die Gegenseite erforderliche Zahl von beglaubigten Abschriften soll 

mit der Berufungs- bzw. Begründungsschrift eingereicht werden. 

Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen bittet darum, die Berufungsbegründung und die Be
rufungserwiderung in 5-facher Ausfertigung, für jeden weiteren Beteiligten ein Exemplar mehr, 
einzureichen. 
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